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Vorblatt 


Zulassung von nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes 
berechtigten Personen zur Behandlung der Versicher- 
ten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Zahnbehandler im Sinne des § 19 des Zahnheilkundegesetzes, 
die nicht staatlich anerkannte Dentisten sind, sind nach gelten- 
dem Recht von der Behandlung gesetzlich Krankenversicherter 
und deren Angehörigen ausgeschlossen. Diese Regelung ist 
vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig ange- 
sehen worden. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf soll diesen verfassungswidrigen Zu- 
stand beseitigen und auch den Zahnbehandlern, die nicht staat- 
lich anerkannte Dentisten sind, die Möglichkeit verschaffen, in 
demselben Umfang zur Behandlung Versicherter zugelassen zu 
werden, in welchem sie nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes 
die Zahnheilkunde ausüben dürfen. Gemäß einer vom Aus- 
schuß vorgenommenen Änderung des § 3 des Gesetzentwurfs 
soll für diese Zahnbehandler die Vorbereitungszeit als abgelei- 
stet gelten, wenn sie ihre Tätigkeit in der Zeit seit Inkrafttreten 
des Zahnheilkundegesetzes bis zur Stellung des Antrags auf 
Eintragung in das an die Stelle des Zahnarztregisters tretende 
Verzeichnis mindestens fünf Jahre selbständig ausgeübt haben. 


C. Alternativen 

Keine. Einmütiger Ausschußbeschluß. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Zulassung von nach § 19 des Zahnheilkunde- 
gesetzes berechtigten Personen zur Behandlung der Versicher- 
ten in der gesetzlichen Krankenversicherung 

— Drucksache VI/276 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jungmann 


Der Gesetzentwurf ist in der 26. Sitzung des 
Bundestages vom 28. Januar 1970 an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und an 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
mitberatend überwiesen worden. Der Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat in seiner Sit- 
zung am 12. März 1970 zu dem Gesetzentwurf Stel- 
lung genommen; die Beratungen im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung sind am 19. März 1970 
abgeschlossen worden. 

Der Regierungsentwurf hat zum Ziel, eine vom 
Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluß vom 
25. Februar 1969 für verfassungswidrig erklärte 
Regelung der Reichsversicherungsordnung zu besei- 
tigen, die darin besteht, daß Zahnbehandler nach 
§ 19 des Zahnheilkundegesetzes zwar berechtigt 
sind, Privatpatienten, nicht jedoch Versicherte der 
gesetzlichen Krankenversicherung und deren Ange- 
hörige, zu behandeln. Bei diesem Behandlerkreis 
handelt es sich um eine im Abnehmen begriffene 
Gruppe von ca. 290 Personen. 

Der Regierungsentwurf will diesen Personen die 
Möglichkeit der Zulassung zur Behandlung Ver- 
sicherter in demselben Umfang eröffnen, in dem 
diese nach § 19 Zahnheilkundegesetz zur Ausübung 
der Zahnheilkunde berechtigt sind. Wegen des 
durchschnittlich hohen Lebensalters des betroffenen 
Personenkreises ist eine sofort praktikable Rege- 
lung dergestalt vorgesehen, daß die für Zahnärzte 
geltenden Vorschriften der RVO und der Zulas- 


sungsordnung für Kassenzahnärzte sinngemäß An- 
wendung finden sollen. 

Während der Beratungen im Bundesrat und in 
den beteiligten Ausschüssen des Bundestages war 
Gegenstand besonderer Erörterungen der Vorschlag, 
in § 3 Abs. 2 Satz 2 des Regierungsentwurfs eine 
zweijährige Vorbereitungszeit — wie sie die Zu- 
lassungsordnung für Zahnärzte und staatlich aner- 
kannte Dentisten vorschreibt — entfallen zu lassen. 
Im Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik des Bun- 
desrates ist demgegenüber darauf hingewiesen wor- 
den, daß Zahnärzten und staatlich anerkannten Den- 
tisten eine Vorbereitungszeit abverlangt werde; 
allenfalls könnte aus Billigkeitsgründen die Aus- 
übung einer fünfjährigen selbständigen Tätigkeit 
anstelle der grundsätzlich zu fordernden Vorberei- 
tungszeit vorgesehen werden. Mit einer dahin 
gehenden Empfehlung hat der Bundesrat den Regie- 
rungsentwurf dem Bundestag zugeleitet. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit des Bundestages hat eine gleiche 
Empfehlung abgegeben. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung hat sich diesen Empfehlungen 
angeschlossen und eine Änderung des § 3 Abs. 2 
dahin gehend beschlossen, daß Satz 2 dieses Ab- 
satzes entfällt und ein weiterer Absatz 3 angefügt 
wird. Nach diesem Absatz soll die Vorbereitungs- 
zeit als abgeleistet gelten, wenn die hier in Frage 
stehenden Zahnbehandler seit Inkrafttreten des 
Zahnheilkundegesetzes bis zur Stellung des Antrags 
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auf Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 2 
mindestens fünf Jahre selbständig ihre Tätigkeit 
ausgeübt haben. Damit ist sichergestellt, daß der 
Personenkreis nach § 19 des Zahnheilkundegesetzes 
hinsichtlich der Vorbereitungszeit mit den Zahn- 
ärzten und staatlich anerkannten Dentisten gleich- 
behandelt wird. Andererseits verhindert die an die 
Stelle einer Vorbereitungszeit tretende fünfjährige 
selbständige Tätigkeit unbillige Härten. 

Diese Regelung ist auch von den beteiligten Be- 
rufsverbänden in Eingaben an die Ausschüsse ge- 
wünscht worden. 


Bonn, den 19. März 1970 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W276 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß in § 3 Abs. 2 der Satz 2 
entfällt und folgender Absatz 3 angefügt wird: 

„(3) Die Vorbereitungszeit gilt als abge- 
leistet, wenn die in § 1 genannten Personen 
ihre Tätigkeit in der Zeit seit Inkrafttreten des 
Zahnheilkundegesetzes bis zur Stellung des An- 
trags auf Eintragung in das Verzeichnis nach 
Absatz 2 mindestens fünf Jahre selbständig aus- 
geübt haben." 


Bonn, den 19. März 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 



